
77

2.12Ansatzpunkte für die Umsetzung der SDGs in und durch Deutschland

Die Nachhaltigkeitskriterien der Vereinten Natio-
nen für die Infrastruktur in den nächsten 15 Jahren 
lauten:

 ❙  Sie soll von technisch guter Qualität sein, wider-
standsfähig, verlässlich, Städte und Siedlungen 
sollen sicher versorgt werden;

 ❙  Sie soll sozial ausgestaltet werden: mit Vollbe-
schäftigung und menschenwürdigen Arbeitsbe-
dingungen; alle Bevölkerungsschichten sollen 
erschwinglichen Zugang erhalten;

 ❙  Kleine und regionale Unternehmen und Finanz-
dienstleister sollen einbezogen und gefördert 
werden.

Nach diesen Kriterien sieht es für die mit „öffent-
lich-privaten Partnerschaften“ finanzierten Infra-
strukturprojekten in der Bundesrepublik schlecht 
aus. Erstens: die Altlasten aus den schon laufenden 
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Verträgen sind enorm. Zweitens: Die Bundesregie-
rung stellt Weichen in dieselbe Richtung, gestützt 
ebenso auf die Bau- und Bankenlobby, die Privatisie-
rungsindustrie und auf die Europäische Kommission.

Bisherige Bilanz

Public Private Partnership (PPP) wurde zum heu-
te gültigen Finanzprodukt während der 1990er 
Jahre am Finanzplatz London entwickelt. PPP sollte 
helfen, die Infrastruktur trotz hoher Staatsverschul-
dung weiter und kostengünstiger auszubauen. Der 
eigentliche Grund war, für Private ein langfristiges, 
lukratives und möglichst risikoloses Anlagefeld zu 
erschließen.

Bei PPP finanzieren private Kapitalgeber den Bau 
von Schulen, Straßen, Autobahnen, Tunnels, Rathäu-
sern, Verwaltungsgebäuden, Kindertagesstätten, 
Schwimmbädern, Kliniken und Gefängnissen. Die 
öffentliche Hand verpflichtet sich über Mietverträge, 

Eine der größten PPPs in Deutschland: Das System zur Erfassung der LKW-Maut.
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die in der Regel zwischen 20 und 30 Jahre laufen, 
die Kredite abzutragen und für den Betrieb eine 
Gruppe privater Unternehmen zu beauftragen. Diese 
übernehmen etwa das Energiemanagement, Wartun-
gen und Reparaturen, Hausmeister- und Sicherheits-
dienste. 

Nach dem Vorbild der britischen Labour-Regierung 
unter Ministerpräsident Anthony Blair übernahm 
die Europäische Kommission das Modell. Sie fördert 
es seitdem durch Beratung und Vorzugskredite über 
die Europäische Investitionsbank (EIB). Die 1998 
in Deutschland gewählte Bundesregierung aus SPD 
und Grünen unter Bundeskanzler Gerhard Schröder 
installierte das Modell auch in der Bundesrepublik 
Deutschland.1

Die Verträge werden bisher mithilfe privater Berater 
– insbesondere Großkanzleien wie Freshfields – so 
gestaltet, dass Staat, Bundesländer und Kommunen 
fast alle Risiken übernehmen. Schon die bisherigen, 
meist noch laufenden Projekte zeigen im Durch-
schnitt verheerende Ergebnisse.

Die Hamburger Elbphilharmonie, die 90 Schulen 
des Landkreises Offenbach und die Gefängnisse in 
Waldeck, Hünfeld und Burg sind bekannte Beispiele 
dafür, dass die Kosten für die öffentliche Hand sehr 
viel höher sind als versprochen, auch viel höher als 
bei traditioneller Auftragsvergabe.2 Das größte deut-
sche PPP-Projekt ist Toll Collect, die Autobahnmaut 
für LkW. Weil die Konzerne Daimler, Telekom und 
cofiroute nicht vertragsgemäß geliefert haben, schul-
den sie dem Staat mit Zins und Zinseszins jetzt sieben 
Milliarden Euro. Für die erfolglose Beratung bei der 
privaten Streitschlichtung während zwölf Jahren hat 
der Bund diversen Großkanzleien bisher über 130 
Millionen Euro gezahlt.

PPP ist damit finanziell nicht nachhaltig und trägt 
sogar zur noch höheren Staatsverschuldung bei. Dies 
führt zu Kürzungen in den öffentlichen Haushalten 
an anderer Stelle, wodurch vor allem die ärmeren 
Schichten der Bevölkerung belastet werden. Aber 

1 Vgl. Rügemer (2012).
2 Mueller-Töwe (2015).

auch die anderen Nachhaltigkeitsziele werden nicht 
erreicht: PPP liegt in der Hand eines knappen halben 
Dutzends internationaler Unternehmen, die den 
Markt unter sich aufteilen. Mittelständische und 
kleine Unternehmen werden zwar als Subunterneh-
men einbezogen, aber zu Dumping-Werklöhnen. 
Die Beschäftigten werden mehrheitlich schlecht 
bezahlt. Die technische Qualität der Leistungen leidet 
darunter, vielfach muss nach wenigen Jahren teuer 
nachgebessert werden. In Großbritannien musste 
im April 2016 die Stadt Edinburgh 9.000 Schüler 
auf unbestimmte Zeit nachhause schicken, weil 17 
PPP-Schulen wegen Baumängeln geschlossen werden 
mussten.3

Bundesregierung treibt neue Projekte voran

In Kommunen und Bundesländern hat sich die 
Erkenntnis durchgesetzt, dass PPP sich nicht lohnt. 
Aber die Bundesregierung hält verbissen daran fest. 
Einen neuen Anstoß hatte 2009 nach der Finanzkrise 
die Europäische Kommission unter Präsident José 
Barroso gegeben. Nachfolger Jean-Claude Juncker 
setzte mit dem Europäischen Fonds für strategische 
Investitionen (EFSI) 2014 noch eins drauf: Mithilfe 
von lediglich 21 Milliarden Euro Eigenmitteln sollen 
315 Milliarden Euro bei Banken und Versicherungen 
mobilisiert werden, für Bahnen, Straßen, Stromtras-
sen und digitale Netze.4 Das Modell PPP soll dabei 
eine große Rolle spielen.

Die Bundesregierung konzentriert sich auf das 
Straßennetz. Sie will aber neben dem bisher mit PPP 
schon finanzierten Aus- und Neubau von Autobahnen 
auch Land- und Fernstraßen einbeziehen. Sie setzt 
sich über die Kritik des Bundesrechnungshofs hin-
weg.5 Dabei sollen auch die Bürger belastet werden: 
Die Bundesregierung will die bisherige Maut für 
LkWs auf Autobahnen auch auf Landstraßen erhe-
ben, und zusätzlich soll auch für PkWs Maut bezahlt 
werden.

3  Vgl. www.theguardian.com/uk-news/2016/apr/10/emergency- 
closure-of-pfi-built-schools-strands-9000-edinburgh-pupils.

4 Vgl. http://ec.europa.eu/priorities/jobs-growth-and-investments.
5 Bundesrechnungshof (2013).

http://www.theguardian.com/uk-news/2016/apr/10/emergency-closure-of-pfi-built-schools-strands-9000-edinburgh-pupils
http://www.theguardian.com/uk-news/2016/apr/10/emergency-closure-of-pfi-built-schools-strands-9000-edinburgh-pupils
http://ec.europa.eu/priorities/jobs-growth-and-investments
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Zur Finanzierung will die Bundesregierung eine 
Bundesfernstraßen-Gesellschaft privaten Rechts 
gründen. Sie wäre für Planung, Bau und Unterhalt 
der Fernstraßen zuständig. Die Mautgebühren 
würden nicht mehr in den Bundeshaushalt, sondern 
in diese Gesellschaft fließen. Sie soll ohne Bundes-
tagsbeschlüsse PPP-Verträge abschließen und dafür 
Milliarden-Kredite von Investoren einwerben. Bisher 
sind für den Betrieb der Autobahnen und Straßen 
die Bundesländer zuständig. Dafür werden 18.000 
Beschäftigte eingesetzt. Die Gesellschaft würde neue, 
wohl eher ungünstigere Arbeitsverhältnisse schaf-
fen. Der Bund will das Grundgesetz ändern, um den 
Bundesländern diese Aufgabe abnehmen zu können.6

Die Nachhaltigkeit wäre auch hier nicht gewährleis-
tet, zum einen finanziell: Der Staatshaushalt würde 
durch die höheren Kosten – Gewinne für die Privaten 
und höhere Zinsen für die privat aufgenommenen 
Kredite – belastet. Belastet würden die bisherigen Be-
schäftigten der Straßenverwaltung im öffentlichen 
Dienst, und belastet würden die Bürger direkt durch 
die PkW-Maut. 

Die einseitige Förderung des Straßenverkehrs würde 
auch die Umwelt noch mehr belasten. Der Transport 
von Gütern und Menschen würde noch weiter von 
der Bahn wegverlagert, auch im Zusammenhang mit 
dem Freihandelsvertrag Transatlantic Trade and 
Investment Partnership (TTIP). Schließlich würde 
auch unter diesen Umständen die dominierende 
Stellung der großen Baukonzerne und Banken nicht 
angetastet.

Neue Geschäftsfelder für private Investoren

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel hat 2015 von 
einer Expertenkommission Empfehlungen für 
private Investitionen in die Infrastruktur erarbeiten 
lassen. In der als unabhängig bezeichneten Kommis-
sion waren u.a. Deutsche Bank, die Versicherungen 
Allianz und Ergo, Siemens und BASF vertreten. Das 
in der weiterdauernden Finanz- und Wirtschaftskri-
se freie Anlagekapital soll in Autobahnen, Straßen, 
Brücken, Kanalisationen und andere Leitungs-

6 Gemeingut in BürgerInnenhand (2016).

systeme und Schulen fließen. Der Reparatur- und 
Modernisierungsstau liegt in der Tat seit langem im 
hochverschuldeten Staatswesen bei hohen dreistelli-
gen Milliardenbeträgen.7 Freilich spricht die von den 
Investoren geäußerte jährliche Renditeerwartung 
von vier bis sieben Prozent, die vom Staat zu gewähr-
leisten sei, nicht für Nachhaltigkeit.

Die Bundestagsmehrheit novellierte 2013 das Perso-
nenbeförderungsgesetz (PBefG). Es ermöglicht dem 
Staatskonzern Deutsche Bahn (DB) nicht nur den Be-
trieb privater Fernbus-Unternehmen, sondern auch 
des kommunalen Nahverkehrs (ÖPNV). So übernahm 
Anfang 2016 eine DB-Tochtergesellschaft nach dem 
PPP-Muster die Verkehrsgesellschaft der baden-würt-
tembergischen Stadt Pforzheim. Die DB-Tochter zahlt 
Löhne von 400 Euro brutto unter dem öffentlichen 
Tarif. Die Bürger müssen mit geringeren Busdiensten 
rechnen: Die jährliche Transportleistung wurde von 
vier Millionen auf 3,2 Millionen Kilometer abgesenkt. 
Auch die bange Frage steht: Werden die Fahrpreise 
erhöht? Für die DB hat Pforzheim „Modellcharakter“. 
In Hildesheim, so die DB, bereite man die nächste 
Übernahme vor.8

EU und Bundesregierung fördern PPP-Projekte im 
Ausland, die gegen praktisch alle Nachhaltigkeits-
kriterien verstoßen. Der deutsche Flughafenkonzern 
Fraport, großenteils im Staatseigentum, soll ab 2016 
für 40 Jahre die Konzession für den Betrieb von 14 
Regionalflughäfen in Griechenland übernehmen. 
Laut Vertrag muss der Investor weder Steuern auf 
Immobilien zahlen noch Gebühren für Abwasse-
rentsorgung, Beleuchtung und andere kommunale 
Dienste. Der griechische Staat muss für Reparaturen 
der technischen Ausstattung aufkommen, und er 
muss Fraport für Flugausfälle entschädigen, die 
technisch bedingt sind oder durch Streiks verursacht 
werden. Für Beschäftigte, die bei Unfällen verletzt 
oder getötet werden, muss ebenso der griechische 
Staat einspringen, so die Analyse des ausgehandelten 
Vertrags durch attac. Er muss noch vom griechischen 

7 BMWi (2015).
8 Rügemer (2016).
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von Investorenrechten und die 
Aufweichung von Sozial- und 
Umweltstandards.

PPPs spielen auch in internatio-
nalen und globalen Abkommen 
eine zunehmend wichtigere Rolle. 
Dazu gehören die Ergebnisse der 
3. Internationalen Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung von 
Addis Abeba 2015 sowie die Pläne 
der Regierungen, die Umsetzung 
der 2030-Agenda voranzutreiben.

Der Eurodad-Bericht What lies 
beneath zeigt,1 dass es problema-
tisch wäre, sich zur Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsagenda auf PPPs 
zu verlassen. Sie sind vergleichs-
weise teurer als andere Finanzie-
rungsinstrumente, und sie bergen 
finanzielle Risiken: PPPs können 
doppelt so teuer sein wie die al-
ternative Aufnahme von Krediten 
oder die Ausgabe von Schuld-
verschreibungen, weil sie für 
gewöhnlich mit höheren Zinsen 
verbunden sind. Zudem bleiben 
eingegangene PPPs notorisch 
intransparent: Es gibt nur wenige 
Informationen darüber, warum 
und wie sie zustande kommen, 
wie die Vertragsdetails aussehen 
und wie sie umgesetzt werden. 
Diese Kritikpunkte sind nicht neu, 
und man fragt sich, weshalb PPPs 
trotzdem so hoch auf der (entwick-
lungs-)politischen Agenda stehen.

1 Vgl. Romero (2015).

Das Gefüge der Entwicklungs-
finanzierung hat sich in den 
vergangenen zehn Jahren grund-
legend gewandelt. Ein Fokus liegt 
nun auf der Nutzung öffentlicher 
Gelder – z.B. Mittel der Entwick-
lungszusammenarbeit oder 
Bürgschaften – zur Hebelung 
(engl. leveraging) internationaler 
privater Ressourcen. 

Dabei werden verschiedene 
Ansätze zur Finanzierung von 
öffentlicher Infrastruktur und 
Daseinsvorsorge vorangetrieben, 
allen voran das Instrument der 
öffentlich-privaten Partner-
schaften (public-private part-
nerships, PPP). Dieser Trend hat 
wichtige Auswirkungen auf die 
öffentlichen Finanzsysteme und 
auf die Bereitstellung öffentli-
cher Dienstleistungen, wie der 
Gesundheitsversorgung, der 
Wasserversorgung, der Bildung 
und dem Zugang zu Energie. PPPs 
sind bei Leibe keine neue Erfin-
dung. Aber sie werden immer 
populärer. Verschiedene Initiati-
ven wurden zu ihrer Förderung 
von der Weltbank-Gruppe und 
der Europäischen Investitions-
bank initiiert, mit der politischen 
Unterstützung durch die G20. 
Sie konzentrieren sich auf die 
Bereitstellung von Beratungs- 
und Finanzdienstleistungen 
sowie des nötigen regulativen 
und politischen Rahmens, um pri-
vates Kapital anzuziehen. Dazu 
gehören der privilegierte Schutz 

Das liegt unter anderem daran, 
dass PPPs eine anscheinend 
risikofreie Anlagemöglichkeit 
für private Investoren bereitstel-
len. Bau- und Ingenieursfirmen, 
Dienstleister und Banken können 
sich durch die Beteiligung an 
PPPs eine langfristige und stabile 
Einkommensquelle erschlie-
ßen, oftmals mit Garantien der 
Regierungen – die am Ende als 
Verliererinnen der „Partnerschaf-
ten“ dastehen können. So kostet 
beispielsweise ein in Lesotho 
mit Beratung der Weltbank im 
Rahmen einer PPP errichtetes 
„Modell“-Krankenhaus dreimal 
so viel wie ein vergleichbares, 
herkömmlich finanziertes Spital, 
frisst mittlerweile mehr als die 
Hälfte des Gesundheitsbudgets 
des Landes – und die Vereinba-
rung hat eine Vertragslaufzeit von 
18 Jahren.2

PPPs sind so gestaltet, dass die 
durch sie anfallenden Belastun-
gen nicht leicht in den Buch-
haltungen der Regierungen zu 
erkennen sind, sie verschleiern 
also tatsächliche Kosten. Unter 
Bedingungen einer Austeritätspo-
litik ist das für viele Regierungen 
sehr attraktiv. Aber es behindert 
auch die Aufsicht von Parlamen-
ten über Haushalte und kann zu 
heimlichen Verschuldungsrisiken 
führen.

2 Vgl. Marriott (2014).

PPPs und die Umsetzung der 2030-Agenda:  
Passt das zusammen?
VON MARÍA JOSÉ ROMERO
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Bedauerlicherweise hat sich das 
Abschlussdokument von Addis 
Abeba für die weitere Unterstüt-
zung von PPPs ausgesprochen 
und diverse Kritikpunkte schlicht 
ignoriert. Allerdings fordert die 
Aktionsagenda von Addis Abeba 
(die Addis Ababa Action Agenda, 
AAAA) auch politische Schutz-
maßnahmen, um dafür zu sorgen, 
dass PPPs tatsächlich Beiträge zu 
nachhaltiger Entwicklung leisten. 
Außerdem geloben die Regie-
rungen, „inklusive, offene und 
transparente Diskussionen bei 
der Entwicklung und Verabschie-
dung von Richtlinien“ für PPPs zu 
führen.3 Im Umsetzungsprozess 
der Aktionsagenda sollten sich die 
Regierungen an dieses Verspre-
chen halten – oder sie laufen Ge-
fahr, die Umsetzung der gesamten 
2030-Agenda zu untergraben.

3 Vgl. UN Dok. A/69/313, Pkt. 48 (eigene 
Übersetzung).
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Parlament beschlossen werden.9 Berater waren die 
Kanzlei Norton Rose und die Citibank, die zur ein-
flussreichen Privatisierungsindustrie gehören, die 
sich mittlerweile herausgebildet hat.10

9  Vgl. www.fr-online.de/wirtschaft/flughafen--fraport-kassiert--
athen-haftet-,1472780,34087380.html.

10 Transnational Institute (2016), S. 16.
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